
128 der Beilagen zu den stenographischen Protökollen des Nationalrates XII. GP. 

18. 9. 1970 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1970 
über weitere Maßnahmen zur Finanzierung 
der Austrian Airlines, österreichische Luft­
verkehrs-Aktiengesellschaft (AU A-Finanzie-

rungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

§ 1. Die Verpflichtungen aus den von der 
Austrian Airlines, Österreichische Luftverkehrs­
Aktiengesellschaft, mit Haftung des Bundes im 
Sinne de~ Bundesgesetzes vom 1. März 1967, 
BGBL Nr. 82, im Au~land aufgenommenen Kre­
diten sind mit' Wirkung 31. Dezember 1969 von 
der Republik österreich zu erfüllen. 

§ 2~ Die Republik österreich verzichtet mit 
Wirkung vom 31. Dezember 1969 auf die Aus­
übung des ihr auf Grund der Erfüllung der Ver­
pflichtungen gemäß § 1 gegenüber der Austrian 
Airlines, österreich ische Luftverkehrs-Aktien­
gesellschaft, zustehenden Regreßrechtes. 

§ 3. Ergibt sich durch die Maßnahmen gemäß 
§§ 1 und 2 bei der Austrian Airlines, Österreichi­
sche Luftverkehrs-Aktiengesellschaft, für das Ge­
schäftsjahr 1969 ein Reingewinn, so ist dieser der 
gesetzlichen Rücklage zuzuweisen. 

Artikel 11 

§ 4. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, für die von der Austrian Airlines, 
österreichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft, 
zur Anschaffung von neuen Mittelstreckenflug­
zeugen samt d~zugehörigen Fluginstrumenten 
und Ersatzteilen im In- und Ausland aufzuneh­
menden Darlehen und sonstigen Krediten namens 
des Bundes die Haftung als Bürge und Zahler 
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz­
buches) zu übernehmen. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von 
der in Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann 
Gebrauch machen, wenn 

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag 
(Gegenwert) der Haftungen 1900 Millionen 
Schilling einschließlich Zinsen und Kosten 
nicht übersteigt; 

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be­
trag (Gegenwert) von 700 Millionen Schil­
ling einschließlich Zinsen und Kosten nicht 
übersteigt; 

c) die Laufzeit der Finanzoperation 20 Jahre 
nicht übersteigt; 

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre­
ditoperation in inländischer Währung unter 
Zugrundelegung der folgenden Formel nicht. 
mehr als das 21/2fache des im Zeitpunkt der 
Kreditaufnahme geltenden Zinsfußes für 
Eskontierungen der Oesterreichischen Na­
tionalbank (§ 48 Abs. 2 des Nationalbank­
gesetzes 1955, BGBL Nr. 184, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 276/ 
1969) beträgt: . 

Rückzahlungskurs abZÜglich) 
. Nettoerlös der Kredit-

( 
. f ß operation in Hundertsätzen 

100 X Zms u + --"---------­
mittlere Laufzeit 

Nettoerlös der Kreditoperation in Hundertsätzen; 

e) die prozentuelle Gesamtbelastungder Kre­
ditoperation in ausländischer Währung nach 
der Formel laut lit. d nicht mehr als das 
21/2fache des arithmetischen Mittels aus den 
im Zeitpunkt der Kreditaufnahme gelten­
den offiziellen Diskontsätzen in Belgien, 
der Bundesrepublik Deutschland, Frank­
reich, Großbritannien, den Niederlanden, 
Schweden, der Schweiz und den USA (New 
York) beträgt; 

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen 
Franken, Deutschen Mark, Englischen Pfun­
den, Holländischen Gulden, Italienischen 
Liren, Japanischen Yen, Kanadischen Dol-
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2 128 der Beilagen 

lar, Schwedischen Kronen, Schweizer Fran­
ken, US-Dollar oder in Rechnungseinheiten, 
die auf mehreren dieser Währungen be­
ruhen, erfolgt. 

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß 
Abs. 2 lit. dund e sind die Zuzählungsverluste 
und sonstige mit der Kreditgewährung anfallen­
den Kosten vom Bruttoerlös in Abzug zu brin­
gen. 

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung 
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils für 
bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt wer­
den, ist für die vertragliche Laufzeit die Gesamt­
belastung nach der Formel laut lit. d und e zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maßgebend. 

(5) Wird die Haftung des Bundes gemäß § 4 
Abs. 1 und 2 für Fremdwährungsbeträge über­
nommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt 
der Haftungsübernahme vom Bundesminister für 
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf 
die genannten Höchstbeträge anzurechnen. 

(6) Der Bundesminister für Finanzen wird fer­

d) wenn die sich jeweils ergebende Gesamtlauf­
zeit die im Abs. 2 lit. c festgesetzte Lauf­
zeit nicht übersteigt. 

Artikel III 

§ 5. Die durch dieses Bundesgesetz veranlaßten 
Rechtsvorgänge und die darüber zu errichtenden 
Urkunden sind von der Gesellschaftssteuer und 
von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit. 

§ 6. (1) Die sich aus der übernahme der Ver­
pflichtungen gemäß § 1 ergebenden Zahlungen 
sind bei einem für das Jahr 1970 neu zu er­
öffnenden finanzgesetzlichen Ansatz ,,1/54837 -
AUA-Schuld" zu verrechnen, wobei eine über­
schreitung dieses Ausgabenansatzes um 
22,755.000 Schilling genehmigt wird. 

(2) Die Bedeckung der im Abs .. 4 genehmigten 
überschreitung ist bei folgenden Ansätzen durch 
Ausgabenrückstellungen sicherzustellen: 

ner ermächtigt, die gemäß Abs. 1 bis 5 über­
nommenen Haftungen über die vertraglich ver- 1/50008 
einbarte Laufzeit zu erstrecken, 1/54022 

Aufwandskredite ....... . 
Entschädigung für verstaat­
lichte Unternehmungen ... 

in Schilling 

300.000 

a) wenn eine Prolongierung der Fälligkeit der 
Verpflichtungen aus Kreditoperationen ver-
traglich vorgesehen ist und vom Schuldner 1/54255 
in Anspruch genommen wird oder zur Ver-
meidung einer Inanspruchnahme des Bundes 1/54303 
aus der Haftung infolge unvorhersehbar 
eingetretener wirtschaftlicher oder finanziel-
ler Schwierigkeiten des Hauptschuldners 1/54707 
geboten ist und der Gläubiger zustimmt, 

b) jedoch nur insoweit, als durch die Prolongie­
rung die vertraglich vereinbarte Laufzeit 
um nicht mehr als fünf Jahre überschritten 
wird, 

c) wenn die Mehrleistungen an Zinsen im Haf-

Bundesdarlehen, sonstige 
Unternehmungen ....... . 

Beitragsleistungen für Mit­
eigentumsanteile, Flughafen-
betriebsgesellschaften ..... . 

Haftungsübernahmen des 
Bundes, Zahlungen aus 
Finanzhaftungen ........ . 

3,800.000 

2,355.000 

7,600.000 

8,700.000 

Summe '" 22,755.000 

tungsrahmen für Zinsen und Kosten § 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
Deckung finden und , ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 
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128 der Beilagen 3 

Erläuternde Bemerkungen 

I. Bisherige finanzielle Entwicklung der AUA 

Die Austrian Airlines, Österreichische Luft­
verkehrs-Aktiengesellschaft (in der Folge "Aus­
trian Airlines" genannt), wurde am 30. Septem­
ber 1957 mit einem Grundkapital von 60 Mil­
lionen Schilling ohne Bundesbeteiligung gegrün­
det. Mit diesem geringen Eigenkapital gelang es 
der Gesellschaft zwar im April 1958, einen 
Linienverkehr mit gemieteten (gecharterten) 
Flugzeugen der Type Vickers Viscount aufzu-' 
nehmen, ,doch mußte der Bund, um der Aus­
trian Airlines die Anschaffung eigener Flugzeuge 
und die Erfüllung der mit der Betriebsauswei­
tung ansteigenden Zahlungsverpflichtungen zu 
ermöglichen, seither auf verschiedene Weise 
Finanzierungshilfe leisten. 

Zunächst übernahm der Bund die Haftung 
als Bürge und Zahler, 

a) gemäß Bundesgesetz vom 30. Oktober 
1958, BGBL Nr. 239, in der Fassung des 
Bundesgesetzes vom 4. März 1959, BGBL 
Nr. 66, für Kredite in der Höhe von 
81 Millionen Schilling; 

b) gemäß dem Bundesgesetz vom 4. März 
1959,BGBl. Nr. 67, und vom 18. Mai 
1960, BGBl. Nr. 110, für Kredite in der 
Höhe von 25 Millionen SchiHing und 
95 Millionen Schilling, 

insgesamt somit über 201 Millionen Schilling. 

Außerdem gewährte der Bund der Austrian 
Airlines in den Jahren 1960 und 1962 Darlehen 
von z!lsammen 199 Millionen Schilling. 

Auf Grund des "AUA-Rekonstruktionsgeset­
zes" vom 21. März 1962, BGBI. Nr. 94, wurde 
zunächst das Grundkapital der Austrian Airlines 
gemäß § 182 Aktiengesetz von 60 Millionen 
Schilling auf 12 MillIonen Schilling herahgesetzt. 
Gleichzeitig trat der Bund, der bisher an der 
Austrian Airlines nicht beteiligt war, durch 
Zeichnung von Aktien im Nominale von 
138 Millionen Schilling (Grundkapital somit 
150 Millionen Schilling) als Hauptaktionär in 
die Austrian Airlines ein und verkaufte in der 
Folge einen. Teil dieses Aktieribesitzes an Ge­
bietskörperschaften und Private. Weiters über-' 

n3'hm der Bund die Erfüllung der bisher von 
ihm verbürgten Verbindlichkeiten der Austrian 
Airlines von 201 MiUionen SchiHing samt Zin­
sen und verzichtete auf die Ausühung der hie­
durch erworbenen Regreßrechte sowie auf ,die 
Rückzahlung des Bundesdarlehens von: 199 Mil­
lionen Schilling. Diese Maßnahmen bedeuten 
eine Bilanzverbesserung um 538 Millionen Schil­
ling. 

Die Austrian Airlines hatte nach dieser Re­
konstruktion neuerlich Kredite aufgenommen, 
für die der Bund gemäß Art. VI Ahs. 1 Z. 3 
des Bundesgesetzes vom 1. März 1967, BGBL 
Nr. 82, in der Höhe "on 300 Millionen Schil­
ling - jeweils zuzüglich Zinsen und Kosten -:­
die Haftung übernommen hat. Die gemäß BGBL 
Nr. 1/1965 in der Höhe von 50 Millionen Schil­
ling aufgenommenen Kredite sind in der Zwi­
schenzeit von der Austrian Airlines ohne Inan­
spruchnahme der Haftung des Bundes aus eige­
nem zurümgezahlt worden. 

In der ordentlichen Hauptversammlung vom 
19. Dezember 1969 wurde zur Aushuchung der 
seit 1962 eingetretenen Verluste, die durch die 
vorhergehende Kapitale~höhung vom 29. No'" 
vember 1967 nicht beseitigt worden waren, be­
schlossen, 

a) das Grundkapital gemäß § 182 des Aktien­
gesetzes 1965 von 290 Millionen Schilling 
um 261 Millionen Schilling auf 29 Millio­
nen Schilling herabzusetzen, 

b) das so verminderte Grundkapital zugleich 
um 361 Millionen SchiHing auf 390 Mil­
lionen Schilling zu erhöhen, wdbei Nomi­
nale 359,505.500 S der neuen Aktien aber­
mals durch die Republik Österreich über­
nommen wurden, und 

c) diese Maßnahmen gemäß den §§ 188 
Abs. 1 und 189 Abs. 1 des Aktiengesetzes 
1965 bereits im Jahresabschluß zum 
31. Dezember 1968 als vollizogen zu be­
rücksichtigen. 

Seit Inkrafttreten dieses Beschlusses ist die 
Republik Österreich am Grundkapital der Aus­
trian Airlines von nunmehr 390 Millionen Schil-
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4 128 der Beilagen 

ling mit 382,583.900 S, das sind rund 98'10/0, 
heteiligt. 

die derzeitigen und die für die nächsten Jahre 
vorhersehbaren Liquiditätsverhältnisse wird die 
Austrian Airlines nur einen Teil dieser Mittel 

11. Umrüstung der Mittelstreckenflotte der Aus- aus ihrem Eigenkapital aufbringen können. Die 
trian Airlines - übernahme neuer Bundeshaf- zu erwartenden Verkaufserlöse der Flugzeuge 
tungen für die in diesem Zusammenhang auf- der Type Caravelle müssen vorerst unberück-

zunehmenden Darlehen und Kredite sichtigt bleiben, da Zeitpunkt und Höhe ihres 
Einganges, noch nicht feststeht und überdies die 

Die im Liniendienst eingesetzte Luftflotte der 
Austrian Airlines besteht derzeit _ bei Außer- Umrüstung auch mit erheblichen Nebenkosten 
achtlassung . der nur für den Kurzstreckenver- (Umschulung des fliegenden Personals und der-

glei,chen) verbunden sein wird. I 

kehr geeigneten Turboprop-Maschinen - Vik-
kers Viscount 837 - aus fünf Flugzeugen der Aus diesem Grund will die Gesellschaft die 
Type Caravelle SE 210, die der sogenannten Flugzeugumrüstung zum Großteil durch Kredit­
,,1. Jet-Generation" angehören. aufnahmen finanzieren. Alle in Betracht kom-

menden Kreditgeber machen aber die Finanzie-
Auf Grund eingehender Untersuchungen sind rung der Flottenumrüstung von der übernahme 

Vorstand und Aufsichtsrat der Austrian Airlines der Haftung durch den Bund als Bürge und 
vor eini,gen Monaten übereinstimmend zu der Zahler abhängig. 
Ansicht gelangt, daß die Gesellschalft, wenn sich 
ihre Ertragslage auf lange Sich,t verbessern soll, Die Austrian Airlines nimmt in ihrer Unter­
in den Jahren 1971 his 1974 eine Umrüstung nehmungsplanung an, daß sie einen Teil der 
der Mittelstreckenflotte durch Ansch.affuhg von Umrüstungskosten, iMbesondere die Anschaf­
zunächst fünf, sodann weiteren vier, insgesamt fungskosten des 6. his 9. Flugzeuges aus .Eigen,. 
also neun Maschinen der ,,2. Jet-Generation" - mitteln finanzieren kann. Der Grund, warum 
bei entsprechend koordiniertem Abverkauf der die Austrian Airlines trotzdem eine H;ftung 
Caravelles - durchführen müßte. Durch eine des Bundes für die Finanzierungskosten der ge­
solche Umrüstung würde vor allem eine wirk- samten Umrüstung anstrebt, liegt darin, daß die 
same Senkung der Betriebskosten (insbesondere totale Inanspruchnahme der Bundeshaftung vO'n 
der Treibstoff-, Wartungs- . und überholungs- der Austrian Airliries bis zum zitierten Höchst­
kosten) er,zielt werden. betrag jeweils unter Abwägungder wirtschaft-

Iichen Vorteile aus dem Einsatz der vorhande-Die Anschaffung neuer Maschinen würde auch 
die Wettbeweribsfähigkeit der Austrian Airlines nen Eigen- und Fremdmittel erfolgen soll. Um 
gegenüber den in Europa maßgeblichen Kon- sicherzustellen, daß die Austrian Airlines die mit 
kurrenzgesellschaften verbessern, da sich die Bundeshaftung aufgenommenen Kredite im 
Nachfrage' der Passagiere immer den jeweils Sinne obiger Zielsetzungen verwendet, hat die 
modernsten Flugzeugtypen zuwendet. Diese Gesellschaft. zugesagt, jene Maßnahmen, die sich 
Maschinen der ,,2. Jet-Generation" weisen auch auf einen allfälligen Haftungseintritt des Bun­
eine höhere Sitzphtzkapazität auf und sind da- des auswirken könnten, nur nach vorheriger 
her für das auf den wichtigsten Strecken (von Zustimmung des Hauptaktionärs Bund vorzu­
Wien nach Frankfurt, Zürich, LO'ndon, Rom nehmen. 
und umgekehrt) erwartete steigende Passagier- Mit Rücksicht darauf, daß selbst bei vorsichti­
aufkommen besser geeignet als die zu kleinen ger Schätzung die Ertragsentwicklung der Aus­
Caravelles. trian Air1in~s für das Jahr 1973 in den Annähe-

Um - wie ausgeführt _ konkurrenzfähig zu rungsbrreich der Ertragsschwelle kommt, insbe­
bieiben, müßte die Bestellung der in Betracht sondere aber auch aus volkswirtschaftlichen, 
kommenden Maschinen umgehend . vorgenom- fremdenverkehrs- und staatspolitischen Gründen 
men werden, dies auch deshalb, weil sonst die (Zunahme der Anzahl internationaler Behörden 
Lieferfirmen weder die befristeten Preisange- und Konferenien in österreich), scheint ein 
bote noch die zug.esagten Liefertermine einhal- finanzielles Engagement des Bundes bei der Aus­
ten könnten. trian Airlines in Zukunft vertretbar. Damit soll 

sicherl'.estellt werden, daß österreich bei diesem 
Der Abs·chluß fester BesteHverträge . für die' modernsten Verkehrszweig gegenüber den ande­

neuen Mittelstreckenflugzeuge hat eine gesicherte ren Staaten nicht in einen unaufholbaren Rück­
Finanzierung zur Voraussetzung. Unter Zu- stand mit aUen damit verbundenen volkswirt­
grundelegungder derzeit offerierten Preise schaftLichen Nachteilen kommt. Weiters wäre 
kostet ein Flugzeug der vorgesehenen Type dadurch gesichert, daß dem Bund zumindest in 
samt dazugehörigen Fluginstrumenten und Er- den nächsten fünf Jahren keine über die unter 
satzteilen je nach Liefertermin zwischen 136 und Punkt III dargelegte Schuldübernahme und die 
150 Millionen Schilling, was für neun Maschinen Abdeck.ung der noch offenen Einzahlungsver­
einen Gesamtkapitalsbedarf von rund 1280 Mi 1- pflichtung hinausgehenden finanziellen Belastun­
lionen Schilling ergibt. Unter Bedacht~ahme auf' gen erwachsen werden. 
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128 der Beilagen 5 

m. Übernahme der AUA-Verbindlichkeiten 

Im Zusammenhang mit derUmrüstung auf 
eirie neue Mittelstreckenflotte soll die Austrian 
Airlines auch auf eine finanziefl bessere Basis 
gestellt werden. Es ist daher notwendig, die Aus­
trian Airlines von der Tilgung und Verzinsung 
der bisherigen, noch aus der Zeit der Anschaf­
fung der derzeitigen Caravelle-Flotte resultie­
renden, mit Bundeshaftung aufgenommenen 
Kredite zu entlasten. Damit wird, wirtschaftlich, 
betrachtet, die schon seinerzeit notwendige Aus­
stattung mit ausreichenden Eigenmitteln zumin­
dest zum Teil nachgeholt, 

,Es ist deshaFb vorgesehen, daß der Bund die 
Verbindlichkeiten aus den gemäß BGBL Nr. 82/ 
1967 mit Bundeshaftung aufgenommenen, Kre­
ditender Austrian Airlines im Ausmaße von 
rund 325'1 Millionen Schilling mit 31. Dezem-

Jahr der Kapital,rückzahlung 
Fälligkeit S 

1970 ........................................ 
1971 ........................................ 
1972 ........................................ 
1973 ........................................ 
1974 ...................................... 
1975 ...................................... 21,096.~00·-

1976 ........................................ 22,678.845' -
1977 .................................... 35,161.000'-
1978 .................................... 35,161.000'-
1979 ............................ 35,161.000'-
1980 •• 00 .•••••••••• 0.° •• 0. 35,161.000'-
1981 •••••••••• 0 •• 0 •••••• 35,161.000'-
1982 •••••••••• ' ••• 0 •••••• 35,161.000'-
1983 .................... 35,161.000'-
1984 ................. ' .... 35,161.000'-

Insgesamt " . 325,063.445'-

Die obigen Schillingbeträge ergeben sich aus der 
Umrechnung der in Deutschen Mark ausgedrück­
ten Zahlungsverpflichtungen zum derzeitigen 
Devisenkurs. 

Die Verbindlichkeiten, deren übernahme durch 
den Bund erfolgen soll, bestehen 

:i) gegenüber einem Bankkonsortium unter 
der Führung derCommerzbank Aktienge­
sellschaft in Düsseldorf, dem auch die" Cre­
ditanstalt-Bankverein, Wien, das Bankhaus 
HiiI, Samuel. & Co., Ltd. London, und das 
Bankhaus Sa!. Oppenheimer jr, & Cis., 
Köln, angehören (ursprünglich verbürgter 
Kapitalbetrag 30,000.000 DM); 

b) gegenüber einem Bankkonsortium unter der 
Führung der Bank für Gemeinwirtschaft 
Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, 
dem auch die Bank" für Arbeit und Wirt­
schaft Aktiengesellschaft," Wien, angehört 

ber 1969 erfüllt und auf eine Regreßforderung 
gegenüber der Austrian Airlinesverzichtet. Da­
durch werden die ,Eigenmittel der Austrian Air­
lines entsprechend gestärkt und die Bilanzlage 
durch Wegfall des Zinsenaufwandes und der 
Tilgungen wesentlich verbessert. Der aus dieser 
Erfüllungsübernahme resultierende außer­
ordentliche Ertrag soll nach Ahzug des Ver-
1ustes des Geschäftsjahres 1969 noch im Jahres­
a:bschIuß zum 31. Dezember 1969 der Austrian 
Airlines ausgewiesen und der gesetzlichen Rück­
lage zugewiesen werden, 

Die, Zahlungsverpflichtungen, die demgemäß 
von der Austrian Airlines auf den Bund über­
gehen sollen, belaufen sich unter der Vorausset­
zung, daß diese Erfüllungsübernahme rückwir­
kend zum 3L Dezember 1969 in Kraft tritt, 
wie folgt: 

Zinsen Summe 
S S 

22,754.441'16 22,754.441'16 
22,754.441'16" 22,754.441'16 
22,754.441'16 22,754:441'16 
22,754.441'16 22;754.441'16 
22,754.441'16 22,754.441'16 
22,016.060'16 43,112.660'16 
20,483.919'58 43,162.764'58 
18,459.525'- . 53,620.525'-
15,998.255·.....;, 51,159.255'-
13,536.985'- 48,697.985'-
11,075.715'- 46,236.715'-
8,614,445'- 43,775.445'-
6,153,175'- 41,314.175'-
3,691.905'- 38,852,905'-
1,230.635'- 36,391.635'-

235,032,825'54 560,096.270' 54 

(ursprünglich verbürgter Kapitalbetrag 
16,225.000 DM). 

Diese Erfüllungsübernahme ist somit ,eine 
wesentliche Voraussetzung zu einer wirtschaftlich 
zweckmäßigen Weiterführung der Austrian Air­
lines. Die Erfüllungsübernahme und die über­
nahme der Bundeshaftung für die Finanzierung 
einer neuen Mittelstreckenflotte durch den Bund 
sollten es der Austrian Airlines ermöglichen, die 
von ihr; gesetzten Erwartungen bezüglich der 
Aufwands- und Ertragsentwicklung" in Richtung 
auf ein positives Betriebsergebnis hin zu ver­
wirklichen. 

Der Gesetzentwurf hat mit Ausnahme der §§ 3 
und 5 und des § 7, soweit er sich auf die §§ 3 
und 5 bezieht, eine Regelung zum Gegenstand; 
die gemäß Art. 42 Abs. 5 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes keiner Mitwirkung des Bundesrates be­
darf, 
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128.der Beilagen 

IV. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmun':' 
gen des Gesetzentwurfes 

Zu Art. I §§ 1 und 2: 

Auf Grund der Bestimmungen des Bundes­
gesetzes vom 1. März 1967, BGBl. Nr. 82, hat 
die Austrian Airlines zur Umschuldung der in der 
Anlage zu diesem Bundesgesetz angeführten 
Schuldverpflichtungen im Ausland einen Kredit 
im Gegenwert von 300 Millionen Schilling aufge­
nommen, der noch zur Gänze aushaftet. Im Hin­
blick auf die derzeitige finanzielle und wirtschaft­
liche Lage der Austrian Airlines sollen zur 
Sanierung der Gesellschaft die Schuldverpflichtun­
gen rückwirkend ab 31. Dezember 1969 vom 
Bund erfüllt werden. Um den angestrebten 
Sanierungszweck zu erreichen, verzichtet der 
Bund auf die ihm aus der Erfüllung dieser Ver­
bindlichkeiten zukommenden Regreßforderun­
gen. 

Zu § 3: 

Durch diese Bestimmung soll im Zusammen­
hang mit den Bestimmungen der §§ 1 und 2 er­
reicht werden, daß die Erfüllungsübernahme mit 
Regreßverzicht noch in den Jahresabschluß 1969 
der Austrian Airlines aufgenommen werden kann. 
Die auf Grund der Bestimmungen der §§ 1 und 2 
eintretende Vermehrung des Reinvermögens 
wird als außerordentlicher Ertrag im J ahresab­
schluß zum 31. Dezember 1969 ausgewiesen. Ein 
sich dadurch für das Geschäftsjahr 1969 ergeben­
der Reingewinn ist der gesetzlichen Rücklage zu­
zuweIsen. 

Zu Art. II § 4: 

Mit dieser Bestimmung soll der Bundesminister 
für Finanzen ermächtigt werden, für die von der 
Austrian Airlines zur Anschaffung von neuen 
Mittelstreckenflugzeugen samt dazugehörigen 
Fluginstrumenten und Ersatzteilen, deren Not­
wendigkeit bereits unter Punkt II dargelegt 
wurde, im In- und Ausland aufzunehmenden 
Darlehen und sonstigen Kredite die Haftung 
namens des Bundes als Bürge und Zahler zu 
übernehmen. Gemäß Abs. 2 darf der jeweils aus­
stehende Gesamtbetrag (Gegenwert) 1900 Mil­
lionen Schilling einschließlich der Zinsen und 
Kosten nicht übersteigen; Das erforderliche Kapi­
tal ist mit 1281 Millionen Schilling veranschlagt. 
Die Höhe derZinsen wird unter Berücksichtigung 
einer maximalen Laufzeit der aufzunehmenden 
Kredite von zehn Jahren mit etwa 40% des Ka­
pitals angenommen und wird auch im Falle einer 
notwendig werdenden Umschuldung, die nur zu 
btsseren Konditionen erfolgen darf, diesen Pro­
zentsatz nicht überschreiten. Grundsätzlich sollen 
die aufzunehmenden Darlehen und sonstigen 
Kredite keine längere Laufzeit als zehn Jahre 
haben. Die in Abs. 2 lit. c mit 20 Jahren be-

~chränkte Laufzeit der Kreditoperationen soll nur 
eine allfällige Umschuldung bzw. eine Prolongie­
rung der Fälligkeit von Verbindlichkeiten ermög­
lichen, die andernfalls bei einer Beschränkung auf 
die tatsächliche Laufzeit der Kreditoperationen 
ausgeschlossen wäre. 

Durch die Bestimmungen des Abs. 2 wird der 
vom Verfassungsgerichtshof in seinem Erkennt­
nis vom 10. Dezember 1966, G 22/66, (Ent­
scheidungsgründe, zweiter Teil, Abschnitt 13, 
Ziffer III), zum Ausdruck gebrachten Meinung 
hinsichtlich einer dem Artikel 18 Abs. 1 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes entsprechenden Deter­
minierung Rechnung getragen. 

Die Anspannung auf den internationalen Ka­
pital- und Geldmärkten hält an, sodaß sowohl 
im Inland als auch im Ausland weiterhin mit er­
höhten Kreditkosten zu rechnen ist. Das 21/2fache 
des Zinsfußes für Eskontierungen der Oester­
reichischen Na tionalbank sowie des arithmetischen 
Mittels auf den Diskontsätzen in den wichtigsten 
europäischen Ländern und in den USA trägt mit 
den sich dadurch ergebenden Rahmenbeträgen 
dieser Situation Rechnung (Abs. 2 lit. d und e). 

Die Kreditoperationen dürfen nicht nur in den 
im Abs. 2 lit. f angeführten Währungen, sondern 
auch in Rechnungseinheiten, die auf mehreren 
dieser Währungen' beruhen, erfolgen. 

Die Abgrenzung des Begriffes "Nettoerlöse" 
sowie die Beurteilung der Gesamtbelastung für 
Kredite mit variablen Zinssätzen wurden zwecks 
eindeutiger KlarsteIlung im Gesetzestext selbst 
vorgenommen (Abs. '3 und 4). 

Durch die Anwen.clung der vom Bundesmini­
sterium für Finanzen allgemein festgesetzten 
Kassenwerte sollen bei der Anrechnung von 
Fremdwährungen auf den Ermächtigungsrahmen 
kleinere Kursschwankungen ausgeschaltet und 
eine einheitliche Verrechnungsbasis für die in Be­
tracht kommenden Fremdwährungen geschaffen 
werden. 

Mit der Bestimmung des Abs.· 6 soll der Bun­
desminister für Finanzen ermächtigt werden, 
übernommene Haftungen für den Fall zu er­
strecken, daß der Schuldner aus unvorhersehbaren 
Gründen unverschuldet in vorübergehende wirt­
schaftliche oder finanzielle Schwierigkeiten ge­
raten ist und daher seinen Verpflichtungen aus 
den Kteditoperationen nicht vereinbarungsgemäß 
nachkommen kann. Voraussetzung hiefür ist, daß 
die Prolongierung entweder vertraglich vereinbart 
ist oder der Gläubiger einer solchen über Ersuchen 
des Schuldners zugestimmt hat und keine hnde­
rung in den Kreditbedingungen eintritt. Die ver­
einbarte Laufzeit darf, sofern die im Abs. 2 lit. c 
festgesetzte Gesamtlaufzeit nicht überschritten 
wird, maximal um nicht mehr als fünf Jahre 
überschritten werden. Außerdem muß die Mehr-
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leistung an Zinsen im Haftungsrahmen für Zin- Zu Art. III § 6: 
sen und Kosten Deckung finden. 

Vergleichbare Bestimmungen hat der National­
rat bereits in der öIG-Gesetz-Novelle 1969, 
BGBL Nr. 47, sowie im Bundesgesetz, betreffend 
die übernahme der Bundeshaftung für Finanz­
operationen der österr. Stickstoffwerke A. G., 
BGBI. Nr. 252/1967, in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBI. Nr. 414/1969, erlassen. 

Zu Art. III § 5: 

Die durch das im Entwurf vorliegende Bundes­
gesetz veranlaßten Rechtsvorgänge und die dar­
über zu errichtenden Urkunden sollen von der 
Gesellschaftssteuer und von den Stempel- und 
Rechtsgebühren befreit sein. 

Die Verrechnung der aus der übernahme der 
Verpflichtungen gemäß § 1 resultierenäen Zah­
lungeri soll bei einem für das Jahr 1970 neu zu 
eröffnenden finanzgesetzlichen Ansatz" 1/54837 -
AUA-Schuld" erfolgen. Mit dem im Entwurf vor­
liegenden Bundesgesetz soll zugleich eine über­
schreitung dieses Ausgabenansatzes um 
22,755.000 S genehmigt werden. Die Bedeckung 
dieser überschreitung soll bei den im Abs. 2 an­
geführten Ansätzen durch Ausgabenrückstellun­
gen sichergestellt werden. 

Zu Art. III § 7: 

Mit der Vollziehung des im Entwurf vor­
liegenden Bundesgesetzes soll der Bundesminister 
für Finanzen betraut werden. 
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